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FMethodistische Friedensworte in der DD (1950-1990)
Vor 7ehn Jahren, im Sommer un! Herbst 1988 WT die Welle der Zensur
VON Kirchenzeitungen durch die DDR- Behörden auf ihrem Höhepunkt.
uch eine Nummer der „FRIEDENSGLOCKE“, Kirchenzeitung der EmkK
in der DDR, mußte eingestampft un: MCUu gedruckt werden. tund WAar ein
Artikel, in dem Aaus dem Friedenswort itliert wurde, das die Jährliche Kontfte-
FGIiZ urz vorher mMit oroßer Mehrheit verabschiedet hatte. I )arın hieß CS

939  Auf der Grundlage des Evangelıums WIFr' Wer heute als Christ
seinen Wehrdienst MIt der Waffe eisten will, muß bedenken, ob un Ww1ie
damıit dem Frieden un der Gerechtigkeit dient‘‘ Weiıter wurde die 1SkT1-
minierung der Wehrdienstverweigerer angesprochen un! die Konterenz
sprach sich ‚S} die Finrichtung eines zıvlen, für die Gesellschaft wichtigen
Wehrersatzdienstes aus, in dem junge Menschen ihr Friedensengagement
bekunden können, hne daß dies ihre welitere berufliche un:! gesellschaftli-
che Entwicklung beeinträchtigt”.

Solche Forderungen schienen DDR-Behörden staatsgefährdend. Der
Vorgang ze1igt freilich auch, daß Worte der Kirche dieser Zeeit Aufmerk-
samkeit erregten, we1l S1e AaUuS dem Gelist des Evangeltums klar den
Problemen der Gesellschaft Stellung nahmen, daß hiler für Christen un
Nıchtchristen G ute Nach riıcht hörbar wurde. [)as WAr nıcht immer

„Ausschu für Weltfrieden der MjK 1950 bıs 1970
Wenn iInNan die Konferenzverhandlungen der Zeeit ach dem 7weliten Welt-
krieg liest, wird schnell deutlich, der „Ausschulß für Weltfrieden‘‘ 2UmM
im Bewußtsein der Konferenz, geschweige ennn der Gemeinden WL DIie
Methodistenkirche 1m (Osten Deutschlands (damals och ‚„„Mitteldeutsche
Konferenz‘‘) hatte in der Erweckungszeilt der Nachkriegsjahre be1 wachsen-
den („emeinden, Pastorenmangel, zerstorten Kıiırchen und Papıerknappheit
Sanz andere Probleme.

Politische Fragen kamen in redigt un! KEvangelisation wenn über-
haupt 1Ur als Abwehr der Heilsversprechen VO  ; Staatsideologien VO  $
Zwar hatten sich ach dem Zusammenbruch der Naziherrschaft „ahlreiche
Laten darunter auch Konferenzmitglieder auf kommunalpolitischer
Ebene engagiert, die „große‘“ Polıtik WATr aber auch für diese Gilieder 2um
im Blick DIie WAr in Deutschland eine Minderheitskirche, die sich
das Indıyiduum nıcht die Gesellschaft wandte.
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(3an7z anders in englischsprachigen Ländern, besonders den HSA: Hier
gab C eine lange TIradıtion des sozlal-politischen Kngagements der Metho-
disten. Ablehnung VON Krieg als tte der Politik < spatestens ach den
leidvollen Erfahrungen des Ersten Weltkriegs ein "IThema VO wichtigen
Resolutionen. 1924 ahm die Generalkonferenz (GK) einen Abschnitt in die
weltwelit geltende Kirchenordnung auf, in dem die „Achtun .g des Kri1egSs-
SYySLEMS “ un: die „Schaffung Piıner Frzedensorgantsation i ZU)] 1e] e_
klärt wIird. Es wird bereits (länder- un:! rassenübergreifende) Friedenser-
ziehung un!| eine Aufklärungsaktion gefordert, die mMit der legs-
verherrlichung aufräumt. Die 1928 formuliert be1 der Neufassung des
So/71alen Bekenntnisses friedenspolitische Grundsätze als Anwendung des
Doppelgebotes der (sottes- un Nächstenliebe auf den Bereich der interna-
tionalen Beziehungen. Ahnlich außern sich alle folgenden GKen, selbst
1944 als sich die USA mMitten 1im Krieg befanden.

Wenn auch 35  Nıe wieder Krieg“ den Gliedern der wI1ie in der
deutschen Bevölkerung der spaten vierziger un! frühen fünfziger

Jahre ONsens WAaLr, waren Fragen WIE Massenvernichtungswaffen un Me-
chanısmen friedlicher Konfliktlösung hne die Anregung der Gesamtkirche
wohl 2um ZU) "IThema nner. der Kirche geworden. Es 1st (nicht Nur
diesem Punkt) festzustellen, daß die Einbindung in eine internationale Kıir-
chenstruktur die deutsche bzw. EmK VOTLr Beschränkung auf binnen-
kirchliche Probleme un damit verbundenem Provinzialismus bewahrt hat
(oder zumindest gegEN. ESLEUEKL hat)

1936 hatte die die Einsetzung VO  $ „„Ausschüssen für Weltfrieden‘‘ in
den Konterenzen beschlossen. Als ach nde des / weiten Weltkriegs w1e-
der geordnete Beziehungen ZuUur Gesamtkirche möglıch wurde auch in
Deutschland die Praxis der geltenden Kirchenordnung angeglichen. Wann
der Ausschuß installiert wurde, aßt sich nıcht mehr nachweisen, Be-
richte, die durchaus kurze Statements FriedensfragenL 1bt Cr in
der NOJK se1lt 1949, in der MJK seit 1950

Miıtten im Kalten Krieg AÄußerungen dieses Ausschusses ein Poli-
kum „Frieden“ un damıit ZUS ammengesetzte Vokabeln wurden in der
DDR-Propaganda VON Anfang DECIN un! 1e] eingesetzt un! natürlich für
die eigene teserviert (im Gegensatz „Impertalisten“, „Revancht-
sten  c un! „Milıtarısten", die selbstredend weliter westlich anzutreffen WA-

ren). Man merkt den kurzen Ausschußberichten al  9 S1e sorgfältig VeOLI-

mieden, siıch vereinnahmen lassen. Zugleich entspricht die individualethi-
sche Einengung durchaus der Grundstimmung der Kirche Indem inan 1m
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persönlichen Bereich den Geist der Versöhnung un des Friedens verbtrei-
FEL  '9 dient INan auf Kırchliche Weise dem Frieden.

Im Gegensatz den methodistischen Konferenzen in der die
Ende der fünfziger Jahre diese Ausschüsse abschaffen un VO denen mir
keine Stellungnahmen ZUr Offentlichen Diskussion die Wıederbewaff-
NUNg un die Kınbindung in die ATO bekannt sind, gewinnen die T1e-
densausschüsse im (Osten Deutschlands in den sechziger Jahren allmählich
Protfil

DIe Formulierungen bleiben jedoch sehr vorsichtig. Appelle ZAHT: Ver-
nichtung VOIl un andetren Massenvernichtungswaffen stehen im
Mittelpunkt. Zugleich werden in eher allgemein gehaltenen Formulierungen
die Verhältnisse 1m Bereich des Warschauer Paktes angesprochen. 1960

der Bericht die „ EINSCHTANKUNG der allgemein gültigen Menschen-
rechte, Bevormundung un! Weltherrschaftsansprüche dze ergentlich
Zerstörenden Machte‘‘ Gegen die Abschottungsstrategie der DDR wetrden
„Kontakte IM echter KROCXISTENZ" angemahnt (1961)

Bewußt witrd das Vokabular der DDR benutzt, die nhalte anzumah-
NEN.  9 die eigentlich hinter diesen Worten stehen mulblsten. (GJern werden das
Soz1ale Bekenntnis und Beschlüsse der Genetalkonferenz zitiert, eut-
lich machen, daß GcsSs sich niıcht die Meinung einer kleinen Minder-
heitskirche handelt.

Der „Ausschuß e Christliche Friedensarbeit“ (ab
1968 hatte siıch die Vereinigung der Methodistenkirche un der Evangeli-schen Gemeinschaft Z Kvangelisch-methodistischen Kırche vollzogen,1970 erhielt die EmkK in der DDR den Status einer eigenen Zentralkonfe-
FGENZ mit eigenem Bischof. Diese ogroöbere Kıgenständigkeit un K1ıgenver-
IW  ng spiegelt sich auch in den Außerungen SO 71a1- und friedenspo-litischen Fragen.

Zeitgleich haben (insbesondere durch den Vietnamkrieg) die friedense-
thische Diskussion sowochl in der UM als auch im Bund KvangelischerKirchen in der DDR Bedeutung un! geben viele Anre-
NSCNH, 7 kommt ein Generationswechsel in der Zusammensetzung des
Ausschusses.

Erstmals werden die Aufgaben des Ausschusses klar definiert: Anregungun Organisation VO  ; Studienarbeiten Fragen des christlichen Friedens-
dienstes un der gesellschaftlichen Diakonie: Kontakte entsprechendenEinrichtungen und Gruppen im weltweiten Methodismus un! in der
Okumene: Informationen der Gemeinden ber die J
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Der letzte Passus markiert freilich auch die tenzen der Arbeilt: er
Ausschuß hat nicht das Recht, sich eigenständig außern, sondern hat dem
Plenum der Konferenz Zuarbeit eisten. In der olge hat sich dies eher
als Vorteil ertwiesen: UIe Stellungnahmen sind nıcht die Äußerung einiger
engaglerter Außenseiter. Friedensethische Themen erscheinen regelmäli1g
auf der Tagesordnung der Konferenz unı werden zunehmend VO einem
breiten Personenkre1is diskutiert. Allerdings werden S1Ce bis in die frühen
achtziger Jahre in den Gemeinden wohl 11UTr VON einem begrenzten Perso-
nenkreis reziplert. So Gegensatz den Landeskirchen die
offiziellen AÄußerungen der Kirche Friedensfragen nicht selten der „Ba_
S15  CC einen chritt VOTAauS

Friedensworte freilich auch nicht der einzige anal für Meinungs-
bildung un Gedankenaustausch. Fragen der Friedenserziehung (wichtige
Arbeitshilfe un! der Wehrdienstverweigerung wurden auch in ande-
ren Ausschüssen der JK un VOT allem 1m Jugendwerk bedacht un! bespro-
chen. er Friedensausschuß erreichte interessierte LAaten ber Gemeinde-
un! Mitarbeiterseminare, die se1it 1980 wachsenden Zuspruch und gutES
cho fanden.

Schwierig blieb den Einschränkungen der Zensur die Veröffentli-
chung der Texte in kirchlichen Zeitschriften. Westliche Medien, die viele
Beschlüsse un! Inıtiatiıven AUS Landeskirchen der DDR Öffentlich machten,
beacht;ten die EmkK der DDR als Minderheitskirche ohnehin nicht.

Adrtrtessat der Friedensworte Zuerst un VOTr allem die Gemeinden.
Ihnen in einer Welt VON Propaganda un! Gegenpropaganda Urltentierung
geben, WwWar ein wichtiges Anliegen. DIie Kırchen ja der einzige Ort in
der Gesellschaft, dem offen ber Probleme diskutiert werden konnte.

Vom Evangelium her 1im gesellschaftlichen Raum ach der Wahrheit
suchen, beinhaltet freilich mehr, als infach alle Positionen des (atheist1-
schen un: kommunistischen) Staates negieren un die Kirchen Nnur
einem Sammelbecken VO  ; Anhängern einer ebenso einseitigen antıkommu-
nıistischen Ideologie machen. So hatte sich der Diskussionsprozeß in
mehr als eine Rıchtung abzugrenzen.

Es ging nicht ZUEeTrSt ach außen gerichtete Statements, sondern
Anstöße ZAH: Diskussion. Das beeinflußte auch Umfang un! der Texte
S1ie sollten möglichst im Gottesdienst verlesen werden, jedenfalls aber 1n
einem Gemeindeabend behandelt werden können. DDarum nhaltlıche
Konzentration umftfassende Behandlung aller Probleme und eine einfa-
che Sprache gefordert.
O
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Friedensworte wollten theologische Kınsichten, nıcht politische Ansich-
ten vermitteln. Kın intensiver Prozeß theologischen Denkens und ethischer
Überlegungen steht auch annn hinter den Verlautbarungen, WE dies 1im
Text nıcht breit ausgeführt ist. Eine ausführlichere Darlegung findet siıch
7B 1im Friedenswort VON 1982

1 Diese „Stellungnahme Fragen des Friedens un! der Abrüstung“ enNt-
wickelt in Thesen Situationsanalyse, theologische Reflexion SOWle frie-
densethische Leitlinien un! mundet in aktuellen Konkretionen.

Dort he1ißt CS

(9) Unser (Gslaube Gott nımmMt unls in die Verantwortung für die Zchöpfung. Wır w1issen deshalb, daß Friede die Fragen achtsamen menschlichen
Zusammenlebens ebenso etrifft w1e das egen iner gewissenhaften Haus-
halterschaft dieser elt'  CC
(10) Unser Glaube Offnet uns die Augen für die Wirklıchkeit VO: unde, E n=-
heil und lebenszerstörenden Kräften Von er 1sSt u1ls jede Beteiuligung der
Vorbereitung einer Auselinandersetzung SOWIE die Entwicklung und
Stationierung der dazu notwendigen affen NDE*‘“
(1} Unser Glaube ebt VO'  — der Gewißheit, daß CGSott diese Welt 1e Das
Evangelium VO': Reıich Gottes, das in Jesus Christus angebrochen ist, ıbt uns
die Hof{ffnung, daß die lebenszerstörenden Kräfte nıcht das letzte Wort haben
Diese Hoffnung leitet un! tragt uns, ohne Angst un! ohne Überschätzung der
eigenen Möglıchkeiten für das ec des Lebens einzutreten‘‘.
(12) ach biblischer 1C ist der Friede ohne Vergebung, Umkehr und ucC
ach Gerechtigkeit nıcht realısıeren. Der Ruf 1n die Buße <allı unls zuerst‘“.
„1 Wır sehen sehr deutlich, daß der Friede nıcht allein auf der Ebene person-en guten ens erreichen 1St. Profitinteressen, institutionalisierte Struk-
turen des Mißtrauens und der Machtausübung machen die XC nach
Frieden inem langwierigen un! komplizierten Prozeß‘“.
A Es ist u1ls ewulßit, daß WITr dem Frieden 1Ur naher kommen in geme1nsa-
iIner Auseinandersetzung tragfähige Lösungen und NEUEC Wege Das kann
ilur 1n der ung der Solidarıtät und nıcht AUuUS der Position des neutralen Be-
obachters geschehen‘“.
Der Ausschuß heß sıch außerdem Von folgenden Überlegungen leiten:
Das Friedenszeugnis der YaNzeCnN Kırche und auch des einzelnen Chri-
Sten iSst keine Angelegenheit subjektiven Ermessens, sondern eine ZC11-
trale Frage unNsSsSeTEeSs christlichen Bekenntnisses un UHSCIEeE:T: Nachfolge.
DIe KErarbeitung un! Formulierung dieses Zeugnisses sollte darum
in Zusammenarbeit mMIt methodistischen Kiırchen anderer Länder
und mit der Okumene geschehen.

Viele wichtige Anregungen kamen AaUuSs der UM! Von besonderer Be-
deutung WAar das Grundlagendokument des Bischofsrates 35  Zurt Verte1i-
digung der Schöpfung. Die AtOomAare Krise un! ein gerechter Friede“‘
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(1 I)806), das in wichtigen en übersetzt un! den Gemeinden zugang-
lıch gemacht werden konnte.

Befruchtend wirkte aber auch der CNLC Kontakt mMit Vordenkern AUusSs

der Evangelischen C der DDR Falcke, H.-J Fischbeck, (3ar-
steck1). { JIie „Baueimheiten‘‘ in der DDR se1it 1964 eine legale WEn

auch haufig mMit Diskriminierung verbundene Möglıchkeit ZUr!r Verwe!1i-
Tu des Wehrdienstes mit der Waffe) führten jJunge Christen AUS al-
len <irchen So 1st CS berechtigt, VO einer Christlichen
Friedensbewegung in der DDR sprechen, deren Basıs ökumenisch
WAr un! MIit der der Ausschuß durch einige seiner Mitglieder in
Kontakt stand.

Die durchaus nauch kritische Reflexion der Anregungen un! Impulse
bewahrte ausreichend VOT einer Ideologisierung der Friedensfrage un!
VOT einem Totalpazifismus, der die otwendigkeit des Widerstands g-
DCH das OSe in dieser Welt nicht nımmt.

Weiıter WAar berücksichtigen:
[ )Ias Prinzıp der „Gemeinsamen Sıcherheit“, das die Ängste der Gegen-
seite nımmMt un das WIr als Friedensbewegung als Voraussetzung
der Entspannung propagieren, kann nıcht hne Auswirkung auf die Art
bleiben, in der WIr u1ls mit dem Staat auseinandersetzen.

uch der soz1ialistische Staat un seine Verantwortungsträger sind für
Christen nıcht Feinde, sondern Gegner, denen WIr in „kritischer Solida-
ritat‘“ ENTSECSCNTIELEN. Das me1int konkret DIie vorgegebene Situation
anzunehmen, kritisch hinterfragen, widerstehen, Politik MIt
den Einsichten Aus dem (seist des FEvangeliums unvereinbar sind, aber

immer möglich, auch die Richtung einer Verbesserung beschrei-
ben mMit der Bereitschaft, selbst diesen Weg gehen

Es hat mehrfach neben kritischen Äußerungen ZuUur der +HDR
auch anerkennende und unterstützende Worte einzelnen Schritten
der Inıti1ativen der so7z1alistischen Staaten gegeben, ebenso Kritik
der Politik der westliıchen Allıanz ZB NATO-Doppelbeschluß). DDas als
ıllıge Anbiederung diskreditieren, wird der Ernsthaftigkeit nicht C-
recht, mit der im Ausschuß seinerzeit ber solche ormulierungen dis-
kutiert wurde.

Es INa se1n, die Beurteilung im Kinzeltall AusSs heutiger Sicht nicht
immer richtig WAar hinter solchen Passagen stand die ehrliche Ab-
sicht der S tadt Bestes suchen. Und in einigen Fällen (Vietnam,
Chiule, Apartheid in Südafrika) hatten die Gemeinden lernen, et-
WAas wahr se1in konnte, obwohl s in der Zeitung stand.
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Schließlich
Der Umgang MIt dem Wort muß sorgfaltig CrWORCNH werden, wenn die
Texte den Bedingungen eines totalıtären Staates bis dem Men-
schen gelangen sollen. Zugleich muß das ötige unverkürzt DESAQL WEeEeTr-

den Wıe welt solche Selbstzensur gehen darf der gehen mul3, wurde
sowochl 1im Ausschuß als auch in der unterschiedlich beurteilt. Je kla-
PCT: den Konferenzmitgliedern wurde, daß CS hierbei niıcht „‚ weltlt-
che. sondern zentral christliche Fragen geht, desto orößer wurde
die Bereitschaft klaren Wofrtten.

In der 7welten Hälfte der achtziger Jahre wurden wiederholt Stellung-
nahmen 1im Plenum gegenüber der Vorlage des Ausschusses och ‚s aL:-
gespitzt‘ un CS gyab ein klares Votum alle kritischen Passagen in der
irchlichen Presse veröffentlichen, auch auf die Geftahr hın, mMit der
Zensur in Konfliıkt geraten.

Innerhalb der mK wurden die Friedensworte VO re1i Seiten kritisch be-
trachtet:

Vertreter der „vertikalen“‘ Strömung argwöhnten ein Abgleiten VO

geistlichen weltlichen Anliegen, die nicht eigentlich Sache der EFE-
me1inden seien, 1eSs wurde ZWATr innerhalb der Konterenz selten artıku-
Hert. dafür aber das Mater1al VOon bestimmten Pastoren un! Latenver-
TeTET weitgehend ignorliert und oft nicht die Gemeinden welterge-
geben.
Uinige Mitglieder der DDR-CDU, in geringer Zahl in der Konferenz un
auch Ausschuß VeEILLFIEIEN,; versuchten die Texte in Rıchtung der offi-
Zziellen Politik der DDR beeinflussen. S1e wurden in der ege uüuber-
stimmt, doch findet ; eim nachträglichen Lesen durchaus einzelne
Formulierungen, die wohl auf solche Initiativen zurückgehen.
1el schwieriger WAar die Auseinandersetzung mMit einigen Brüdern in
verantwortlicher Position, die das (ohnehin schwierige) Verhältnis
VO Staat un! Kıiırche nicht gefährden, DSCIN jede anstölige Formulie-
rung vermleden hätten. Während Bischof Atrmiın Härtel und se1in ach-
folger Rüdiger Minor Ilar und eindeutig Stelung nahmen, gab SN
auf tieferer Leitungsebene nicht selten auch vorauseilenden Gehorsam
gegenüber staatlıchen Behörden. In der Auseinandersetzung mMit Teilen
des kırchlichen Establishments sind einige "Texte entschärft worden.

Kın besonders schwerwiegender betraf das Friedenswort 1984 Im
Entwurf des Ausschusses hieß CS
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„„Mıt wachsender orge beobachten WIr die Tendenz staatlıcher rgane, auf
manche Aktionen jJunger Menschen mit mMassıver Macht reagleren. Wır sehen
darın ine ©  rdung des inneren Friedens. DIe ringlıc  eit der Friedens-
rage un die Verantwortung der jungen (Gseneration gegenüber Ordern VO:  - al-
len ete:  en das sorgfältige Aufsuchen un! Entwickeln konstruktiver Ansätze.

Der Frieden kann auf DDauer 1Ur werden, WE die der
Selbstbehauptung nach innen Ww1e außen erganzt und korriglert wird VO' C—-
meinsamen Interesse einem Leben in Gerechtigkeit un: Wahrhaftigkeit. Das
1st ohne tiefgreifendes mMmdenken nıcht mÖg
Es gab Zzunächst während einer Ausschußsitzung Tagungsort der

Konferenz den Versuch einzelner Konferenzmitglieder, die nicht dem Aus-
schuß angehörten, eine Revistion dieser Passage erreichen. Nachdem der
Ausschuß das zurückgewlesen hatte, wurde in einer konzertierten Aktion
mehrerer einflußreicher Konferenzmitglieder 1mM Plenum efreicht, den an-
Z nNntwur des Friedensausschusses formal durch einen Passus aus der
Bischotsbotschaft CISCIZEN, de facto wurde damıit das VO Ausschuß
vorgelegte Friedenswort gegenstandslos und tauchte keiner te der
Konferenzverhandlungen mehr auf

Kıne unmittelbatre Einflußnahme staatlicher Stellen auf den Ausschuß hat CS

me1ines 1ssens niıcht gegeben. Oftenbar WAar C555 auch nicht gelungen, einen
Informanten in den Ausschuß einzuschleusen. Zumindest o1ibt 6r ach dem
bisherigen Kenntnisstand keine Anzeichen dafür, daß interne Intormationen
aus dem Ausschulß den Staatssicherheitsdienst der staatlıche Stellen
gelangt waren. Kıine kleine Kirche  >5 in der inNan einander gut und lange kennt,
ISr sicherlich schwerer unterwandern als die ANONYINCICH un unverbind-
liıcheren Strukturen der Großkirchen

er Ausschuß hat 1993 in einer „Erinnerungstagung“‘ Kınbezie-
hung ruüherer Mitglieder seine Arbeit waährend der Zeeit der DDR kritisch
reflektiert. Die Ergebnisse wurden dem tem1um ZANT: Darstelung der (3e-
schichte der OJK zugeleittet.

1e1e Mater1alien des Ausschusses sind in die Vorbereitung der Okumeni-
schen Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöp-
fung in der DDR (19886-1989) eingeflossen. itglieder des Ausschusses —

ren bereits der Vorbereitung der Versammlung beteiligt un brachten
sich als Delegierte in den Ausschüssen ein. Bereits ier Wochen ach Ab-
schluß der begann auf nıtiative des Ausschusses die Kirche mit einer
ausführlichen Diskussion der Ergebnisse in den Gemeinden.
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Wahrscheinlich legt ler einer der Gründe, daß viele mK-Gemeinden
der DDR im Herbst 1989 eine 1im Verhiältnis ihrer Gliederzahl ber-
proportionale olle in den politischen Veränderungen spielten. er Aus-
schul} hat sich bemüht, auch in dieser Zeit Oritentierungshilfe geben (u.a
MIt „Fragen ZUrr Wahl“‘)

Im Bericht die 1990 wurden erstmals eine eihe VO  m Problemen
angesprochen, die u11l in der olge und his heute beschäftigen: Nationalis-
INUS, Ausländerfteindlichkeit, das Entstehen so7z1aler Spannungen. och

bald darauf mMIit dem Gol£fkrieg un den Bürgerkriegen auf dem
kan auch friedenspolitische Fragen wieder VO zentraler Bedeutung.

LIie friedensethischen Einsichten, die unNseIeC Kirche während der Zeit
der DDR als Frucht theologischer Arbeıit hat, sind mMIt der politi-
schen en nicht überholt ben we1l S1e niıcht in politischer Frontstel-
lung, sondern im Geist des FEvangeliums wurzeln, iSst ihre Geltung nicht auf
die Verhältnisse in einem bestimmten Gesellschaftssystem beschränkt.

Die Herstellung un Stationierung VO  $ Massenvernichtungswaffen ist
ach ÜHASCIEGF Überzeugung egal wer S1e stationtlert. Die Suche
ach nichtmilitärischen egen TAHT: Konfliktlösung ach dem nde der
Ost-West-Konfrontation weitgehend AuSs dem Blıckfeld geraten bleibt für
Christen der Verheißung Jesu un! darum ein unverzichtbarer Teıl P —
iitischer DDıiakonte.

ID 1st daher nNnur folgerichtig, daß VO Ausschuß auch ach der Wieder-
vereinigung klare friedensethische Stellungnahmen ausgingen, Miılıtar-
seelsorge un! 7ABB Gol£fkrieg.

Der letzte Bericht in dem hier betrachteten Zeitraum, den der Ausschuß
für hristliche Friedensarbeit der 1990 vorgelegt hat.  ' schließt mMit einem
/A1tat aus dem Hiırtenwort des UMC-Bischofsrates VO 1986 „EKines der
wichtigsten Jele der christlichen Friedensarbeit 1st CS Menschen ZU)| poli-
tischen Dienst befählgen‘‘. Wenn wenigstens einige der Friedensworte
2zu in unseren Geme1inden beigetragen haben, S1e nicht uUumsSsOonst.
Weil diese Welt (sott gehört, können und dürfen WIr s1e niıcht gottloser
Machtpolitik überlassen.
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